
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1669

Jahrgang 1988 Ausgegeben am 8. März 1988 46. Stück

130 . Kundmachung: Aufnahme weiterer Staaten in die Organisation der Vereinten Nationen
1 3 1 . Kundmachung: Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens über das Harmonisierte

System zur Bezeichnung und Kodierung der Waren und des Änderungsprotokolls
zu diesem Übereinkommen

132 . Kundmachung: Geltungsbereich der Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau

133 . Europäisches Übereinkommen über Gewalttätigkeiten und Fehlverhalten von Zuschauern bei Sport-
veranstaltungen und insbesondere bei Fußballspielen
(NR: GP XVII RV 68 AB 180 S. 28. BR: AB 3327 S. 491.)

130. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. Feber 1988 betreffend die Aufnahme wei-
terer Staaten in die Organisation der Verein-

ten Nationen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten
die Annahme der in der Satzung der Vereinten
Nationen (BGBl. Nr. 120/1956, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 191/
1967) enthaltenen Verpflichtungen erklärt und sind
gemäß Art. 4 der Satzung Mitglieder der Vereinten
Nationen geworden:

Staaten: Datum der Annahme
der Erklärung:

Angola 1. Dezember 1976
Antigua und Barbuda 11. November 1981
Äquatorialguinea 12. November 1968
Bahamas 18. September 1973
Bahrain 21. September 1971
Bangladesh 17. September 1974
Belize 25. September 1981
Bhutan 21. September 1971
Brunei 21. September 1984
Bundesrepublik

Deutschland 18. September 1973
Deutsche Demokratische

Republik 18. September 1973
Dominica 18. Dezember 1978
Dschibuti 20. September 1977
Fidschi 13. Oktober 1970
Grenada 17. September 1974
Guinea-Bissau 17. September 1974
Demokratischer Jemen 14. Dezember 1967
Kap Verde 16. September 1975
Katar 21. September 1971
Komoren 12. November 1975

Staaten: Datum der Annahme
der Erklärung:

Mauritius 24. April 1968
Mosambik 16. September 1975
Oman 7. Oktober 1971
Papua-Neuguinea 10. Oktober 1975
Salomonen 19. September 1978
Samoa 15. Dezember 1976
St. Kitts und Nevis 23. September 1983
St. Lucia 18. September 1979
St. Vincent und

die Grenadinen 16. September 1980
Sao Tomé und Principe 16. September 1975
Seychellen 21. September 1976
Simbabwe 25. August 1980
Suriname 4. Dezember 1975
Swasiland 24. September 1968
Vanuatu 15. September 1981
Vereinigte Arabische

Emirate 9. Dezember 1971
Vietnam 20. September 1977

Vranitzky

131. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. Feber 1988 betreffend den Geltungsbe-
reich des Internationalen Übereinkommens
über das Harmonisierte System zur Bezeich-
nung und Kodierung der Waren und des Ände-

rungsprotokolls zu diesem Übereinkommen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des

16 97



1670 46. Stück — Ausgegeben am 8. März 1988 — Nr. 132 und 133

Zollwesens haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitritts- oder Annahmeurkun-
den zum Internationalen Übereinkommen über das
Harmonisierte System zur Bezeichnung und
Kodierung der Waren und zum Änderungsproto-
koll zu diesem Übereinkommen (BGBl. Nr. 553/
1987) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitritts-

oder Annahmeurkunde:

Irland 22. Dezember 1987
Island 28. Oktober 1987
Kanada 14. Dezember 1987
Republik Korea 27. November 1987
Madagaskar 22. Dezember 1987
Malaysia (Übereinkommen) 15. Dezember 1987

(Protokoll) 17. Dezember 1987
Portugal 4. November 1987
Südafrika 25. November 1987
Tunesien 28. Oktober 1987
Zaire 10. November 1987

Vranitzky

132. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
I.März 1988 betreffend den Geltungsbereich
der Konvention zur Beseitigung jeder Form

von Diskriminierung der Frau

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Beitrittsurkunden zur Konvention zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der
Frau (BGBl. Nr. 443/1982, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 150/1987) hinter-
legt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Burkina Faso 14. Oktober 1987
Malawi 12. März 1987
Paraguay 6. April 1987

Malawi hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde folgende Vorbehalte erklärt:

„Mit Rücksicht auf die tiefwurzelnde Natur eini-
ger überlieferter Bräuche und Praktiken von Mala-
wiern erachtet sich Malawi einstweilen durch jene
Bestimmungen der Konvention als nicht gebunden,
die die unmittelbare Abschaffung solcher überlie-
ferter Bräuche und Praktiken fordern.

Während Malawi die Grundsätze des Art. 29
Abs. 2 des Übereinkommens annimmt, ist diese
Annahme dennoch in Verbindung mit seiner Erklä-
rung vom 12. Dezember 1966 zu verstehen,
wonach Malawi die Gerichtsbarkeit des Internatio-
nalen Gerichtshofes als obligatorisch im Sinne des
Art. 36 Abs. 2 des Statuts des Gerichtshofes aner-
kennt."

Irland hat die anläßlich der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde zu Art. 9 Abs. 1 und Art. 15 Abs. 4
erklärten Vorbehalte *) zur Gänze bzw. den zu
Art. 13 lit. a erklärten Vorbehalt teilweise mit Wir-
kung vom 19. Dezember 1986 zurückgenommen.
Der letztgenannte Vorbehalt lautet nunmehr wie
folgt:

„Irland behält sich das Recht vor, die irischen
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der sozialen
Sicherheit, die für die Frauen günstiger sind als für
Männer, vorderhand beizubehalten."

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 296/1986

Vranitzky

133.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist gemäß Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER
GEWALTTÄTIGKEITEN
UND FEHLVERHALTEN
VON ZUSCHAUERN BEI
SPORTVERANSTALTUN-
GEN UND INSBESON-
DERE BEI FUSSBALLSPIE-

LEN

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parates und die anderen Ver-
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tragsstaaten des Europäischen
Kulturabkommens *), die dieses
Übereinkommen unterzeichnen,

in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarates ist, eine
engere Verbindung zwischen sei-
nen Mitgliedern herzustellen;

besorgt über die Gewalttätig-
keit und das Fehlverhalten von
Zuschauern bei Sportveranstal-
tungen und insbesondere bei Fuß-
ballspielen und die sich daraus
ergebenden Folgen;

in dem Bewußtsein, daß dieses
Problem die in der als „Europäi-
sche Charta des Sports für alle"
bekannten Resolution (76) 41 des
Ministerkomitees des Europara-
tes enthaltenen Grundsätze
gefährdet;

unter Betonung des bedeuten-
den Beitrages, den der Sport und
— auf Grund ihrer Häufigkeit —
insbesondere Fußballspiele zwi-
schen National- und Vereins-
mannschaften europäischer Staa-
ten zur internationalen Verstän-
digung leisten;

in der Erwägung, daß sowohl
die staatlichen Stellen als auch die
unabhängigen Sportorganisatio-
nen verschiedene, aber einander
ergänzende Aufgaben bei der
Bekämpfung der Gewalttätigkeit
und des Fehlverhaltens von
Zuschauern haben, unter Berück-
sichtigung der Tatsache, daß die
Sportorganisationen auch in Fra-
gen der Sicherheit Verantwor-
tung tragen und ganz allgemein
für den ordnungsgemäßen Ablauf
der von ihnen organisierten Ver-
anstaltungen zu sorgen haben;
weiterhin in der Erwägung, daß
die genannten Stellen und Orga-
nisationen zu diesem Zweck auf
allen geeigneten Ebenen zusam-
menarbeiten sollten;

in der Erwägung, daß Gewalt-
tätigkeit ein aktuelles gesell-
schaftliches Phänomen mit weit-
reichenden Auswirkungen ist,
dessen Wurzeln überwiegend
außerhalb des Sports liegen, und
daß der Sport häufig die Szene
für Gewaltausbrüche darstellt;

•) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 80/1958
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entschlossen, zusammenzuar-
beiten und gemeinsame Schritte
zu unternehmen, um die Gewalt-
tätigkeit und das Fehlverhalten
von Zuschauern bei Sportveran-
staltungen zu verhindern und
unter Kontrolle zu bekommen,

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

Z i e l des Ü b e r e i n k o m -
m e n s

1. Die Parteien verpflichten
sich, zur Verhinderung und Kon-
trolle der Gewalttätigkeit und des
Fehlverhaltens von Zuschauern
bei Fußballspielen, innerhalb der
Grenzen ihrer jeweiligen verfas-
sungsrechtlichen Bestimmungen,
die notwendigen Schritte zu
unternehmen, um den Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
Wirksamkeit zu verleihen.

2. Die Parteien wenden die
Bestimmungen dieses Überein-
kommens auf andere Sportarten
und Sportveranstaltungen an, bei
denen Gewalttätigkeit oder Fehl-
verhalten von Zuschauern zu
befürchten sind, und zwar nach
Maßgabe der spezifischen Erfor-
dernisse dieser Sportarten und
Sportveranstaltungen.

Artikel 2

I n n e r s t a a t l i c h e K o o r -
d i n a t i o n

Die Parteien koordinieren die
Maßnahmen und Aktionen ihrer
Ministerien und anderer staatli-
cher Stellen gegen Gewalttätig-
keit und Fehlverhalten von
Zuschauern, gegebenenfalls
durch die Einrichtung koordinie-
render Gremien.

Artikel 3

M a ß n a h m e n

1. Die Parteien verpflichten
sich, für die Ausarbeitung und
Durchführung von Maßnahmen
zur Verhinderung und Kontrolle
der Gewalttätigkeit und des Fehl-
verhaltens von Zuschauern zu
sorgen, insbesondere:

a) sicherzustellen, daß ausrei-
chend öffentliche Ord-
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nungskräfte eingesetzt wer-
den, um Ausbrüchen der
Gewalttätigkeit und des
Fehlverhaltens entgegenzu-
wirken, und zwar sowohl in
den Stadien als auch in
deren unmittelbarer Umge-
bung und entlang der von
den Zuschauern benützten
Zufahrtsstraßen;

b) die enge Zusammenarbeit
und den Austausch geeigne-
ter Informationen zwischen
den Polizeikräften der ver-
schiedenen betroffenen
oder voraussichtlich betrof-
fenen Örtlichkeiten zu
erleichtern;

c) Gesetze anzuwenden oder,
falls notwendig, zu schaf-
fen, die dafür sorgen, daß
jenen, die schuldig befun-
den wurden, Straftaten im
Zusammenhang mit Ge-
walttätigkeit oder Fehlver-
halten von Zuschauern
begangen zu haben, ange-
messene Strafen auferlegt
oder gegebenenfalls geeig-
nete administrative Maß-
nahmen gegen sie ergriffen
werden.

2. Die Parteien verpflichten
sich, die verantwortungsvolle
Organisation und das ordnungs-
gemäße Verhalten von Anhänger-
klubs sowie die Bestellung von
Vertrauensleuten aus dem Kreis
ihrer Mitglieder zu fördern, die
die Aufgabe haben, die Kontrolle
und die Information der
Zuschauer bei Spielen zu erleich-
tern und Anhängergruppen auf
der Reise zu Auswärtsspielen zu
begleiten.

3. Soweit rechtlich möglich,
fördern die Parteien die Koordi-
nierung der Organisation von
Reisen ab dem Ort der Abreise in
Zusammenarbeit mit Klubs, orga-
nisierten Anhängern und Reise-
büros, um so potentielle Unruhe-
stifter an der Abreise zu Spielen
zu hindern.

4. Die Parteien bemühen sich,
falls notwendig durch die Einfüh-
rung entsprechender Gesetze,
welche Sanktionen für ihre
Nichteinhaltung beinhalten; oder
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durch andere geeignete Maßnah-
men zu gewährleisten, daß Sport-
organisationen und Klubs —
gegebenenfalls gemeinsam mit
den Eigentümern der Stadien
sowie den staatlichen Behörden
— überall dort, wo Ausbrüche
von Gewalttätigkeit und Fehlver-
halten von Zuschauern zu
befürchten sind, in Übereinstim-
mung mit den im innerstaatlichen
Recht begründeten Verpflichtun-
gen im Umkreis von und in den
Stadien konkrete Maßnahmen
ergreifen, um solche Gewalttätig-
keit oder solches Fehlverhalten
zu verhindern oder unter Kon-
trolle zu bringen, und zwar insbe-
sondere:

a) sicherzustellen, daß die Pla-
nung und die bauliche Aus-
führung von Stadien die
Sicherheit der Zuschauer
gewährleisten, Gewalttätig-
keiten zwischen Zuschauern
nicht ohne weiteres erleich-
tern, eine wirksame Kon-
trolle der Massen ermögli-
chen, entsprechende Barrie-
ren oder Zäune aufweisen
und Sicherheits- und Poli-
zeikräften den Einsatz
ermöglichen;

b) Gruppen rivalisierender
Anhänger dadurch wirksam
von einander zu trennen,
indem man Gruppen ange-
reister Anhänger beim Ein-
laß gesonderte Tribünen
zuweist;

c) diese Trennung durch eine
strenge Kontrolle des Kar-
tenverkaufes sicherzustellen
und in der Zeit unmittelbar
vor dem Spiel besondere
Vorsichtsmaßnahmen zu
treffen;

d) bekannte oder potentielle
Unruhestifter sowie unter
Alkohol- oder Drogenein-
fluß stehende Personen im
Rahmen der gesetzlichen
Möglichkeiten von Spielen
und aus Stadien auszu-
schließen oder ihnen den
Zutritt zu verwehren;

e) Stadien mit einem wirksa-
men Verlautbarungssystem
auszustatten und dafür zu
sorgen, daß dieses sowie
Programme und andere
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Prospekte voll genützt wer-
den, um die Zuschauer zu
korrektem Benehmen auf-
zufordern;

f) den Zuschauern zu untersa-
gen, alkoholische Getränke
in Stadien mitzubringen;
den Verkauf und jeglichen
Ausschank alkoholischer
Getränke in Stadien einzu-
schränken oder am besten
zu verbieten und sicherzu-
stellen, daß alle erhältlichen
Getränke in ungefährliche
Behälter abgefüllt sind;

g) Kontrollen einzurichten,
um zu gewährleisten, daß
die Zuschauer weder
Gegenstände, die bei Akten
der Gewalttätigkeit verwen-
det werden könnten, noch
Feuerwerkskörper oder
ähnliche Gegenstände ins
Stadion mitbringen;

h) dafür zu sorgen, daß vor
den Spielen Verbindungs-
leute gemeinsam mit den
zuständigen Stellen Vor-
kehrungen zur Kontrolle
der Massen ausarbeiten,
damit die einschlägigen
Vorschriften in einer kon-
zertierten Aktion durchge-
setzt werden.

5. Die Parteien ergreifen — im
Bewußtsein der potentiellen
Bedeutung der Massenmedien —
geeignete soziale und erzieheri-
sche Maßnahmen zur Verhinde-
rung von Gewalttätigkeit beim
Sport und im Zusammenhang
damit; dies insbesondere
dadurch, daß das sportliche Ideal
durch Bildungs- und andere
Kampagnen propagiert wird, der
Begriff des „fair play" vor allem
bei jungen Menschen unterstützt
und so die gegenseitige Achtung
sowohl unter den Zuschauern als
auch zwischen Sportlern begün-
stigt wird sowie dadurch, daß
eine vermehrte aktive Teilnahme
am Sport gefördert wird.

Artikel 4

I n t e r n a t i o n a l e Z u s a m -
m e n a r b e i t

1. Die Parteien arbeiten in den
Angelegenheiten, die von diesem
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Übereinkommen erfaßt werden,
eng zusammen und fördern eine
angemessene analoge Zusammen-
arbeit zwischen den betroffenen
nationalen Sportinstitutionen.

2. Vor internationalen Vereins-
und Auswahlspielen oder -turnie-
ren laden die jeweiligen Parteien
ihre zuständigen Stellen, insbe-
sondere die Sportorganisationen,
ein, die Spiele zu bezeichnen, bei
denen Gewalttätigkeit oder Fehl-
verhalten seitens der Zuschauer
zu befürchten sind. Im Falle einer
solchen Mitteilung leiten die
zuständigen Behörden des Gast-
landes Konsultationen zwischen
den Beteiligten in die Wege.
Diese Konsultationen finden so
bald wie möglich statt, und zwar
nach Möglichkeit nicht später als
zwei Wochen vor Austragung des
Spiels, und umfassen Anordnun-
gen, Maßnahmen und Vorkeh-
rungen, die vor, während und
nach dem Spiel zu treffen sind,
gegebenenfalls unter Einbezie-
hung zusätzlicher, nicht in die-
sem Übereinkommen enthaltener
Maßnahmen.

Artikel 5

I d e n t i f i z i e r u n g und
B e h a n d l u n g von S t r a f -

t ä t e r n

1. Die Parteien bemühen sich,
unter Einhaltung der bestehenden
rechtlichen Verfahrensweisen
und des Grundsatzes der Unab-
hängigkeit der Gerichtsbarkeit
dafür zu sorgen, daß Zuschauer,
die Akte der Gewalttätigkeit oder
andere strafbare Handlungen
begehen, identifiziert und in
einem ordentlichen Gerichtsver-
fahren verfolgt werden.

2. Die Parteien erwägen gege-
benenfalls, insbesondere bei aus-
ländischen Zuschauern, in Über-
einstimmung mit den anwendba-
ren internationalen Abkommen

a) die Abtretung des Verfah-
rens gegen Personen, die im
Zusammenhang mit Ge-
walttätigkeit oder anderen
strafbaren Handlungen bei
Sportveranstaltungen fest-
genommen worden sind, an
ihr Heimatland;
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b) die Auslieferung von Perso-
nen, die der Gewalttätigkeit
oder anderer strafbarer
Handlungen bei Sportver-
anstaltungen verdächtigt
werden, zu verlangen;

c) Personen, die wegen Straf-
taten im Zusammenhang
mit Gewalttätigkeit oder
wegen anderer strafbarer
Handlungen bei Sportver-
anstaltungen verurteilt wur-
den, zur Verbüßung ihrer
Strafe in das entsprechende
Land zu überstellen.

Artikel 6

Z u s ä t z l i c h e M a ß n a h -
men

1. Die Parteien verpflichten sich
zur engen Zusammenarbeit mit
ihren zuständigen nationalen
Sportorganisationen und -verei-
nen sowie gegebenenfalls mit den
Eigentümern der Stadien, um
Vorkehrungen für die Planung
und Ausführung von Änderungen
— einschließlich solcher an den
Zu- und Abgängen der Stadien
— zu treffen, die zur Verbesse-
rung der Sicherheit und zur Ver-
hinderung von Gewalttätigkeit
notwendig sind.

2. Die Parteien verpflichten
sich, wo es notwendig und
angemessen ist, ein System von
Kriterien für die Auswahl von
Stadien zu entwickeln, welche
der Sicherheit der Zuschauer und
der Verhinderung von Gewalttä-
tigkeit unter ihnen Rechnung tra-
gen, insbesondere für Stadien, die
voraussichtlich mit ihren Spielen
große oder erregte Massen anzie-
hen.

3. Die Parteien verpflichten
sich, ihre nationalen Sportorgani-
sationen aufzufordern, ihre
Reglements ständig zu überprü-
fen, um die Faktoren, die zu
Gewaltausbrüchen unter Spielern
oder Zuschauern führen könnten,
unter Kontrolle zu halten.

Artikel 7

B e r e i t s t e l l u n g v o n I n -
f o r m a t i o n e n

Jede Partei leitet alle zweck-
dienlichen Informationen bezug-
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lich der in ihrem Land zum
Zweck der Erfüllung der Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
getroffenen gesetzgeberischen
und sonstigen Maßnahmen, die
sich auf den Fußball oder andere
Sportarten beziehen, in einer der
Amtssprachen des Europarates an
den Generalsekretär des Europa-
rates weiter.

Artikel 8

S t ä n d i g e s K o m i t e e

1. Für die Zwecke dieses Über-
einkommens wird ein Ständiges
Komitee eingerichtet.

2. Jede Partei kann mit einem
oder mehreren Delegierten im
Ständigen Komitee vertreten sein.
Jede Partei hat eine Stimme.

3. Jeder Mitgliedstaat des Euro-
parates oder Vertragsstaat des
Europäischen Kulturabkommens,
der nicht Vertragsstaat dieses
Übereinkommens ist, kann im
Komitee als Beobachter vertreten
sein.

4. Das Ständige Komitee kann
durch einstimmigen Beschluß
jeden Staat, der nicht Mitglied
des Europarates und nicht Ver-
tragsstaat des Übereinkommens
ist, sowie jede interessierte Sport-
organisation einladen, durch
einen Beobachter bei einer oder
mehreren seiner Sitzungen vertre-
ten zu sein.

5. Das Ständige Komitee wird
vom Generalsekretär des Europa-
rates einberufen. Die erste Sit-
zung findet innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten des Überein-
kommens statt. Danach tritt das
Komitee mindestens einmal jähr-
lich zusammen. Darüber hinaus
tagt es, wenn die Mehrheit der
Parteien dies verlangt.

6. Die Mehrheit der Parteien
stellt das Quorum für die Einbe-
rufung einer Sitzung des Ständi-
gen Komitees dar.

7. Vorbehaltlich der Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
legt das Ständige Komitee seine
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Geschäftsordnung fest und
nimmt sie durch Konsens an.

Artikel 9

1. Die Überwachung der
Anwendung dieses Übereinkom-
mens obliegt dem Ständigen
Komitee. Es kann insbesondere:

a) die Bestimmungen dieses
Übereinkommens ständig
überprüfen und jede not-
wendige Änderung erwä-
gen;

b) Konsultationen mit den
zuständigen Sportorganisa-
tionen abhalten;

c) den Parteien Maßnahmen
zur Durchführung dieses
Übereinkommens empfeh-
len;

d) die geeigneten Maßnahmen
zur Information der Öffent-
lichkeit über Aktivitäten im
Rahmen dieses Überein-
kommens empfehlen;

e) dem Ministerkomitee Emp-
fehlungen betreffend die
Einladung an Nichtmit-
gliedstaaten des Europara-
tes, dem Übereinkommen
beizutreten, unterbreiten;

f) jeden Vorschlag zur Ver-
besserung der Wirksamkeit
dieses Übereinkommens
unterbreiten.

2. In Erfüllung seiner Aufgaben
kann das Ständige Komitee auf
eigene Initiative Expertentreffen
anberaumen.

Artikel 10

Nach jeder Sitzung übermittelt
das Ständige Komitee dem Mini-
sterkomitee des Europarates
einen Bericht über seine Arbeit
und über die Wirksamkeit des
Übereinkommens.

Artikel 11

Ä n d e r u n g e n

1. Änderungen dieses Überein-
kommens können von einer Par-
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tei, vom Ministerkomitee des
Europarates oder vom Ständigen
Komitee vorgeschlagen werden.

2. Jeder Anderungsvorschlag
wird vom Generalsekretär des
Europarates den Mitgliedstaaten
des Europarates, den anderen
Vertragsstaaten des Europäischen
Kulturabkommens und allen
Nichtmitgliedstaaten des Europa-
rates, die diesem Übereinkommen
beigetreten sind oder gemäß Arti-
kel 14 zum Eintritt eingeladen
worden sind, zugeleitet.

3. Jeder von einer Partei oder
vom Ministerkomitee einge-
brachte Änderungsvorschlag wird
dem Ständigen Komitee späte-
stens zwei Monate vor der Sit-
zung, bei der er erörtert werden
soll, zugeleitet. Das Ständige
Komitee legt dem Ministerkomi-
tee seine Stellungnahme zu dem
Änderungsvorschlag vor, gegebe-
nenfalls nach Konsultierung der
zuständigen Sportorganisationen.

4. Das Ministerkomitee prüft
den Änderungsvorschlag sowie
jede vom Ständigen Komitee
unterbreitete Stellungnahme und
kann die Änderung beschließen.

5. Der Wortlaut jeder vom
Ministerkomitee gemäß Absatz 4
dieses Artikels beschlossenen
Änderung wird an die Parteien
zur Genehmigung weitergeleitet.

6. Jede gemäß Absatz 4 dieses
Artikels beschlossene Änderung
tritt am ersten Tag des Monats
nach Ablauf einer einmonatigen
Frist ab dem Tag, an dem alle
Parteien den Generalsekretär von
ihrer Genehmigung dieser Ände-
rung verständigt haben, in Kraft.

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 12

1. Dieses Übereinkommen steht
Mitgliedstaaten des Europarates
sowie anderen Vertragsstaaten
des Europäischen Kulturabkom-
mens zur Unterzeichnung offen.
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Sie können ihre Zustimmung,
gebunden zu sein, ausdrücken
durch:

a) Unterzeichnung ohne Vor-
behalt der Ratifikation,
Annahme oder Genehmi-
gung oder

b) Unterzeichnung unter Vor-
behalt der Ratifikation,
Annahme oder Genehmi-
gung-

2. Die Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsur-
kunden werden beim Generalse-
kretär des Europarates hinterlegt.

Artikel 13

1. Das Übereinkommen tritt am
ersten Tag des Monats nach
Ablauf einer einmonatigen Frist
ab dem Tag, an dem drei Mit-
gliedstaaten des Europarates
gemäß Artikel 12 ihre Zustim-
mung ausgedrückt haben, an das
Übereinkommen gebunden zu
sein, in Kraft.

2. Für jeden Signatarstaat, der
zu einem späteren Zeitpunkt
seine Zustimmung erklärt, an das
Übereinkommen gebunden zu
sein, tritt das Übereinkommen am
ersten Tag des Monats nach
Ablauf einer einmonatigen Frist
ab dem Tag der Unterzeichnung
bzw. der Hinterlegung der Ratifi-
kations-, Annahme- oder Geneh-
migungsurkunde in Kraft.

Artikel 14

1. Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das Mini-
sterkomitee des Europarates nach
Konsultierung der Parteien durch
Mehrheitsbeschluß gemäß Arti-
kel 20 (d) des Statuts des Europa-
rates jeden Staat, der nicht Mit-
glied des Europarates ist, einla-
den, dem Übereinkommen beizu-
treten; die Zustimmung der Ver-
treter aller Vertragsstaaten, die
Recht auf Sitz im Ministerkomi-
tee haben, ist erforderlich.

2. Für jeden beitretenden Staat
tritt das Übereinkommen am
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ersten Tag des Monats nach
Ablauf einer einmonatigen Frist
ab dem Tag der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde beim Generalse-
kretär des Europarates in Kraft.

Artikel 15

1. Jeder Staat kann zum Zeit-
punkt der Unterzeichnung oder
der Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde ein-
zelne oder mehrere Hoheitsge-
biete bezeichnen, auf die dieses
Übereinkommen Anwendung fin-
det.

2. Jede Partei kann zu jedem
späteren Zeitpunkt durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rates gerichtete Erklärung die
Anwendung dieses Übereinkom-
mens auf jedes andere in der
Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet ausweiten. Für dieses
Hoheitsgebiet tritt das Überein-
kommen am ersten Tag des
Monats nach Ablauf einer einmo-
natigen Frist ab dem Tag, an dem
die Erklärung dem Generalsekre-
tär zugegangen ist, in Kraft.

3. Jede Erklärung gemäß
Absatz 1 oder 2 dieses Artikels
kann für jedes in einer derartigen
Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet durch eine an den General-
sekretär gerichtete Notifikation
zurückgenommen werden. Die
Zurücknahme wird am ersten
Tag des Monats nach Ablauf
einer Frist von sechs Monaten ab
dem Tag des Eingangs der Noti-
fikation beim Generalsekretär
wirksam.

Artikel 16

1. Jede Partei kann dieses Über-
einkommen jederzeit durch eine
an den Generalsekretär des Euro-
parates gerichtete Notifikation
kündigen.

2. Die Kündigung wird am
ersten Tag des Monats nach
Ablauf einer Frist von sechs
Monaten ab dem Tag des Ein-
gangs der Notifikation beim
Generalsekretär wirksam.
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Artikel 17

Der Generalsekretär des Euro-
parates notifiziert den Mitglied-
staaten des Europarates, den
anderen Vertragsstaaten des
Europäischen Kulturabkommens
und jedem Staat, der diesem
Übereinkommen beigetreten ist:

a) jede Unterzeichnung gemäß
Artikel 12;

b) die Hinterlegung jeder
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde gemäß Arti-
kel 12 oder 14;

c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkom-
mens gemäß Artikel 13 und
14;

d) jede gemäß Artikel 7 wei-
tergeleitete Information;

e) jeden gemäß Artikel 10
erstellten Bericht;

f) jeden Änderungsvorschlag
und jede beschlossene
Änderung gemäß Artikel 11
sowie den Zeitpunkt, an
dem die Änderung in Kraft
tritt;

g) jede Erklärung gemäß Arti-
kel 15;

h) jede gemäß den Bestimmun-
gen des Artikels 16 erfolgte
Notifikation sowie den
Zeitpunkt, an dem die Kün-
digung wirksam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg am
19. August 1985 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarates
hinterlegt wird. Der Generalse-
kretär des Europarates übermit-
telt jedem Mitgliedstaat des
Europarates, jedem Vertragsstaat
des Europäischen Kulturabkom-
mens sowie jedem Staat, der zum
Beitritt zu diesem Übereinkom-
men eingeladen worden ist,
beglaubigte Abschriften.
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 4. Feber 1988 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Übereinkommen
tritt daher gemäß seinem Art. 13 Abs. 2 für Österreich mit 1. April 1988 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates haben folgende weitere Staaten das Über-
einkommen ohne Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet bzw. ratifiziert:

Dänemark, Finnland, Frankreich, Island, Italien, Norwegen, Portugal, Schweden, Spanien, Vereinig-
tes Königreich und Zypern.

Frankreich hat anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde folgende Erklärungen abgege-
ben:

„Die in Art. 3 Abs. 4 lit. a und Art. 6 Abs. 1 vorgesehenen Maßnahmen müssen mit jenen vereinbar
sein, die angenommen wurden, um Feuersgefahr und Panik vorzubeugen und, im Notfall, die rasche Eva-
kuierung des Publikums zu ermöglichen.

Gemäß Art. 15 Abs. 1 des Übereinkommens erklärt Frankreich, daß das Übereinkommen auf die
europäischen und überseeischen Departements der Republik Anwendung findet."

Vranitzky


